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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Sauberkeit  -

  
Tagesordnung I  Punkt 7 der öffentlichen Sitzung am 06. November 2012

Vorlagen-Nr. 12-F-33-0108

Beteiligung der Ortsbeiräte und des Umweltausschusses bei der Genehmigung von 
Großveranstaltungen
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 20.09.2012

In den vergangenen Monaten kam es wiederholt vor, dass im Gebiet der Landeshauptstadt 
Wiesbaden Veranstaltungen angemeldet wurden, die nicht immer auf Gegenliebe der 
ortsansässigen Bevölkerung stießen und die auch nicht immer problemlos mit den Interessen der 
Umwelt korrespondierten, für die aber bereits vor der Erteilung der Genehmigung beispielsweise 
im Internet geworben wurde.

Der Ausschuss möge daher beschließen:

Bei der Verpachtung öffentlicher Flächen im Besitz der Landeshauptstadt Wiesbaden für 
Veranstaltungen mit mehr als 3.000 geschätzten Besuchern oder einer Dauer von mehr als zwei 
Tagen sind vor Zusage der Verpachtung der Ortsbeirat und – sofern für die Umwelt bedenkliche 
Veranstaltungen angemeldet werden – der Umweltausschuss in Textform zu informieren.

Beschluss Nr. 0189

Der Antrag wird zurückgestellt bis zur nächsten Sitzung (04.12.2012).   

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .11.2012
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Maritzen
Vorsitzender

Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .11.2012

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher
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Der Magistrat Wiesbaden,     .11.2012
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Dezernat II
Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Dr. Müller

Oberbürgermeister
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